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Aktuelles aus der Verbandsarbeit

Vortrag auf der

Sitzung der Arbeitsgemeinschaft Köln
am 27.11.2006 in Bergisch-Gladbach
von Dr. Bernd Jürgen Schneider

Hauptgeschäftsführer des Städte- und Gemeindebundes NRW, 

Düsseldorf

Es gilt das gesprochene Wort!

(Stand: 27.11.2006)

(www.kommunen-in-nrw.de)

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, lieber Herr Maubach,

sehr geehrter Herr Bürgermeister Orth,
Herr Regierungspräsident Lindlar,
meine sehr verehrten Damen,

meine sehr verehrten Herren,

auch mein heutiger Bericht aus Düsseldorf wird wieder eine Vielzahl von Themen umfassen. Denn die Zahl der Baustellen nimmt nicht ab, sondern eher zu. Für diejenigen Baustellen, die geschlossen werden (Schulgesetzbuch), gibt es umgehend neue. 
Im Herbst ist die größte Baustelle traditionell der Finanzbereich. Es ist die Zeit der Haushaltsberatungen. Dazu später mehr.

Um viel Geld geht es auch bei Harz IV, einer Großbaustelle von Anfang an. 

Nicht zu vergessen ein weiteres Dauerthema: die Reform der Gewerbesteuer. Auch hier geht es um Strukturen und um viel Geld.

Zu Konsensthemen, d.h. Themen, die auch nach Auffassung der Regierung nur gemeinsam gelöst werden sollten, entwickeln sich 

· der gesamte Kindergartenbereich und 

· die Reform des Sparkassengesetzes. 

Auch im Umweltbereich sind Reformen geplant, die ausgesprochen kommunalfreundlich sind.

Klappern wir nun gemeinsam die einzelnen Baustellen ab.

Das Thema Finanzen entwickelt sich auch in diesem Jahr zu einer Großbaustelle. Und das in vielen Bereichen. Fangen wir mit dem Landeshaushalt und dem kommunalen Finanzausgleich – abgekürzt: GFG - an. Beides soll in wenigen Wochen verabschiedet werden. 
Ihnen liegt mittlerweile die zweite Proberechnung vor. Sie ist eine verlässliche Planungsgrundlage für den Haushalt 2007 in Ihren Kommunen. 
Das Land zahlt – wie Sie wissen - 23 % seiner Verbundsteuereinnahmen an die Kommunen. Dieser Betrag wird seit 2006 auf der Grundlage von Ist-Zahlen eines in der Vergangenheit liegenden Referenzzeitraumes berechnet. Damit sind Kreditierungen und Rückzahlungen ausgeschlossen. 

Das ist auch schon das einzig Positive und Unstreitige zugleich.

Ansonsten streiten derzeit, wie immer zu dieser Jahreszeit, die Parteien im Düsseldorfer Landtag heftig um den richtigen Kurs in der Finanzpolitik des Landes. 

Und die Kommunen haben allen Grund, kräftig mit zu streiten. Denn immer dann, wenn ein Finanzminister spart, greift er zuerst nach dem Gürtel der Kommunen, um diesen enger zu schnallen. Da macht der jetzige Finanzminister keine Ausnahme. Auch Linssen, ein studierter Kaufmann, denkt - wie all seine Vorgänger - in erster Linie an seinen eigenen Laden. 

Das, was man in Oppositionszeiten noch als Raubzug durch die kommunalen Kassen gegeißelt hatte, ist jetzt in der Regierung fast problemlos möglich: nämlich den Kommunen Finanzmittel in Höhe von 363 Mio. € zu entziehen.

· So will man ab dem GFG 2007 die Grunderwerbssteuer aus der Verbundmasse herausnehmen. Damit würde der Verbundbetrag um 165 Mio. € gekürzt. 
· Im Bereich der Weiterbildung sollen 18 Mio. € gestrichen werden. 
· Gleichzeitig soll ab 2007 der kommunale Beitrag zur Krankenhausfinanzierung von 20 % auf 40 % verdoppelt werden. Das macht 110 Mio. € mehr an Belastung aus. 

· Die Kürzungen im Kindergartenbereich aus diesem Jahr in Höhe von 70 Mio. € werden fortgeführt.
Für diesen erneuten Griff in die kommunalen Kassen gibt es keinerlei sachliche Rechtfertigung:

Es ist ein Verstoß gegen die Grundsätze einer nachhaltigen Finanzpolitik, wenn sich eine staatliche zu Lasten einer anderen saniert. Genau das geschieht hier. Wem sollen eigentlich die Kommunen in die Tasche greifen? 
Auch die vom Land seit Jahren stereotyp aufgestellte Behauptung, den Kommunen ginge es relativ besser als dem Land, ist nicht haltbar. Sie ist 

· methodisch falsch, 

· negiert grundlegende strukturelle hausrechtliche Unterschiede (Unterscheidung in Vermögens- und Verwaltungshaushalt, Begrenzungen bei der Aufnahme von Krediten) und 

· sie beruht auf teilweise nicht haltbaren Vergleichen (Zinsquote).
Der Ministerpräsident hat deshalb einen Vergleich Land-Kommunen zu Recht als Unsinn bezeichnet. 

Auch der Hinweis des Landes auf seine angeblich mangelnde Leistungsfähigkeit ist zumindest fragwürdig. 

Einmal weil das Land diesen Zustand selbst herbeigeführt hätte, sollte er denn bestehen. Denn das Land lebt seit 20 Jahren über seine Verhältnisse, so der damalige FM Steinbrück in einer Pressekonferenz am 5. Juli 2001. Mittlerweile sind es dann fast 25 Jahre.

Zum Zweiten geht der Finanzminister nach der November-Steuerschätzung von zusätzlichen Mehreinnahmen in 2007 von 1,1 Mrd. € aus. Mit den bereits im Planentwurf veranschlagten 2,13 Mrd. € ergibt sich ein Steuerplus gegenüber 2006 in Höhe von 3,25 Mrd. €. Mit Sicherheit sind es noch wesentlich mehr. Denn Linssen geht als vorsichtiger Kaufmann immer an die untere Schätzkante. 

Es ist offensichtlich: der Finanzminister legt regelrecht Sparstrümpfe an.

Das beweist das Jahr 2006. Hier hatte er Mehreinnahmen von 500 Mio. € eingeplant. Ende Oktober durfte er im Rahmen eines Nachtrags verkünden, dass allein in den ersten neun Monaten 1,2 Mrd. € mehr Steuern eingenommen wurden als kalkuliert, d.h. mehr als doppelt soviel. Umgerechnet auf 2007 wären es dann mehr als 4 Mrd. €. 

In einer derartigen Situation die Kommunen mit dem Ziel künstlich reich zu rechnen, diesen fiktiven Reichtum anschließend als Solidarbeitrag abzuschöpfen, ist inakzeptabel. Das haben wir in der Landtagsanhörung und in Schreiben an den Ministerpräsidenten und die Fraktionsvorsitzenden deutlich gemacht.
Das Gegenteil ist konsequent: zumindest die kräftigen Zuwächse bei den Steuereinnahmen müssten Veranlassung für das Land sein, auf die beabsichtigten Mehrbelastungen und Kürzungen zulasten der Kommunen zu verzichten. Dies wäre eine wirklich gute Nachricht für die Kommunen. 

Unter dem Titel „Gute Nachrichten für die Kommunen“ hatten Finanzminister und Innenminister in letzter Zeit mehrfach mitgeteilt, dass die Kommunen in 2007 im Vergleich zu 2006 wegen der Steuermehreinnahmen rund 900 Mio. € mehr vom Land bekommen würden. In manchen Printmedien war bereits vom Geldsegen aus Düsseldorf die Rede. Schön wär´s kann ich da nur sagen.

Der Mehrbetrag ist zunächst kein freiwilliger Akt oder gar Ausdruck einer besonders kommunalfreundlichen Einstellung: denn wenn die Verbundsteuereinnahmen des Landes steigen, nehmen automatisch Verbundbetrag und Schlüsselzuweisungen zu. Die 23 % Verbundsatz gelten in schlechten wie in guten Zeiten.

Der Anstieg beträgt auch nicht 900 Mio. € = 15,6 %, wie vom Land behauptet, sondern lediglich 230 Mio. = 4 %. Denn abgezogen werden müssen korrekterweise die 674 Mio. € an Krediten, welche von den Kommunen an das Land zurückgezahlt werden mussten. 

Rechnet man von den verbleibenden 230 Mio. € die geplanten Kürzungen und Belastungen außerhalb des GFG (die Herausnahme der Grunderwerbssteuer ist bereits berücksichtigt) in Höhe von weiteren 198 Mio. € (KHG, Weiterbildung, GTK) ab, so bleibt von dem zu erwartenden Zuwachs im GFG 2007 nur noch ein marginaler Betrag von 32 Mio. € übrig. Den Großteil steckt sich das Land zusätzlich zu den eigenen Steuermehreinnahmen ein.

Besonders ärgerlich ist, dass es sich bei den Kostenverlagerungen nicht um einmalige oder befristete Konsolidierungsbeiträge handelt, z.B. bis zur Vorlage eines ausgeglichenen Landeshaushaltes. Nein, es sind strukturelle Maßnahmen, die dauerhaft jedes Jahr wirken, während die gemeindlichen Mehreinnahmen vielleicht nur temporärer Natur sind. 

Eines darf ich an dieser Stelle feststellen:

Die Städte und Gemeinden haben großes Verständnis für die Haushaltsnöte des Landes. Dies schon deshalb, weil sie die Situation aus eigener Betroffenheit seit Jahren kennen.

Dem Ziel des Landes, bis zum Jahr 2015 – die FDP spricht bereits von 2012 - einen ausgeglichenen Haushalt vorzulegen, fühlen sich ebenfalls zahlreiche Städte und Gemeinden verbunden. Es wäre schön, wenn uns das zeitgleich gelänge. 
Die Voraussetzung dafür ist aus unserer Sicht aber, dass keine der beiden Ebenen ihre Konsolidierung zu Lasten der anderen betreibt.
Das Land muss endlich das tun, was die Kommunen seit Anfang der neunziger Jahre ununterbrochen tun: In eigenen Haushalt sparen, vor allem beim Personal (Verweis auf Ergebnisse Hartmannkommission Herbst 2005: 3 Mrd. € pro Jahr = 45.000 Stellen). 

Und wenn die Sparpotentiale im eigenen Landesshaushalt erschöpft sind, dann darf man eben nicht einfach auf Kosten der Kommunen weitersparen.

Zwar werden nach der aktuellen Novembersteuerschätzung nicht nur Bund und Länder, sondern auch die Kommunen im laufenden und im nächsten Jahr mehr Steuern einnehmen, vor allem bei der Gewerbesteuer. Das ist auch gut so.

Dennoch hat sich die Finanzlage der Kommunen kaum gebessert. Einmal nimmt der kommunale Steuerzuwachs in 2007 deutlich ab. Zum anderen hat er ausschließlich konjunkturelle und nicht strukturelle Gründe, ist somit keine verlässliche Größe. 

Diese Analyse wird auch vom Innenminister geteilt. In seiner Plenarrede anlässlich der Einbringung des GFG 2007 hat er folgendes festgestellt:
„Die Strukturprobleme in der Finanzierung der Kommunen sind damit – gemeint sind die Steuermehreinnahmen - aber keineswegs behoben. Viele Kommunen in NRW sind trotz der verbesserten Einnahmeentwicklung nicht in der Lage, die laufenden Konsumausgaben zu decken. Die Lage der Kommunalfinanzen ist nach wie vor sehr angespannt.“
Die Zahlen des LDS belegen diese Aussage:

· Die Altfehlbeträge betragen 12 Mrd. €: Tendenz steigend.

·  Die Kassenkredite haben sich innerhalb von fünf Jahren verfünffacht. Aktueller Stand: 11,7 Mrd. €: 
· Der Finanzierungssaldo aller Kommunen in den Verwaltungshaushalten hat sich mehr als verzehnfacht. Er stieg von 0,5 Mrd. € in 2000 auf 5,6 Mrd. € in 2005.
· Knapp 200 Kommunen befinden sich im HSK, davon 118 im Nothaushalt.
· Nur noch 7,5 % aller Kommunen können den Haushalt strukturell ausgleichen, d. ohne Griff in die Rücklage und ohne den Verkauf von Tafelsilber.
Die strukturelle Ursache besteht darin, dass die Ausgaben bei weitem stärker steigen als die Einnahmen. Das gilt nicht nur für Hartz IV, sondern für den gesamten Sozial- und Jugendbereich. Solange diese Scherenentwicklung anhält, stehen wir mit dem Rücken zur Wand. 

Das wissen sie alle besser als ich: Sparpotentiale sind längst nicht mehr vorhanden, weder beim Personal noch bei den Investitionen. Die Investitionsquote ist an einem absoluten Tiefpunkt angelangt, die freiwilligen Leistungen auf ein absolutes Minimum, in vielen Gemeinden sogar auf Null reduziert. Und ein Dresden gibt es in NRW nicht. 
Wir brauchen eine grundlegende Gemeindefinanzreform auf der Einnahmen- und Ausgabenseite.

Aktuell auf der Tagesordnung der Bundesregierung steht das Thema Unternehmenssteuerreform und damit zwangsläufig auch die Reform der Gewerbesteuer, sprich die Einnahmenseite.

Die Notwendigkeit einer Reform ist unbestritten. Weil die Steuersätze für Kapitalgesellschaften in Deutschland nominal, d.h. auf dem Papier, mit rund 39% zu hoch sind - auch im europäischen Vergleich -, verlagern immer mehr Unternehmen ihre Gewinne ins Ausland. Das Bundesfinanzministerium geht von 65 Mrd. € jährlich aus. 

Die Konsequenz: Die Steuereinnahmen aller staatlichen Ebenen gehen zurück. 
Alle sind sich einig: 

· diese Steuerflucht muss durch attraktive Steuersätze gestoppt werden. 

· Aber gleichzeitig muss unsere Steuerbasis nachhaltig gesichert und verstetigt werden 
· durch das Stopfen von Schlupflöchern und eine Verbreiterung der Bemessungsgrundlage.

Dieser Zielkanon enthält erhebliche Konflikte. Nach wochenlangen, zum Teil hitzigen Debatten ist es dennoch gelungen, ihn weitgehend zu erreichen. 

Anfang November hat sich die Arbeitsgruppe der Großen Koalition unter Leitung der Herren Koch und Steinbrück auf Grundzüge eines Konzepts geeinigt. Der Koalitionsausschuss hat die Ergebnisse der Arbeitsgruppe wenige Tage später gebilligt.

Danach ist folgendes vorgesehen:

· Die Gesamtsteuerlast für Kapitalgesellschaften wird um 
9 % auf unter 30 % gesenkt. Die Körperschaftsteuer von bislang 25 % auf 15 % reduziert. Die neuen Sätze liegen damit im Mittelfeld der alten EU-Staaten. 

· Es gibt keine Rechtsformneutralität: Einzelunternehmer und Personengesellschaften unterliegen weiterhin der Einkommensteuer. Sie werden aber um rund 5 Mrd. € entlastet.

· Diese Entlastungsmaßnahmen haben inklusive der Abgeltungssteuer ein Volumen von 30 Mrd. €. Hiervon sollen 25 Mrd. € durch eine Verbreiterung der Bemessungsgrundlagen gegenfinanziert werden.

Eine Maßnahme hierfür ist die Einführung einer sog. modifizierten Zinsschranke. Betroffen sind nur Unternehmen mit einem Zinsaufwand von mindestens 1 Mio. €. Das entspricht einer Kreditsumme von 20 Mio. €.
Aus kommunaler Sicht sind folgende Ergebnisse von Bedeutung:

Die Gewerbesteuer bleibt erhalten, und zwar als Realsteuer. Die ertragsunabhängigen Elemente werden sogar noch ausgebaut.

Die bisherige 50 %ige Hinzurechnung der gezahlten Dauerschuldzinsen wird gestrichen. Statt dessen werden künftig alle Zinsen und Finanzierungsanteile von Mieten, Pachten, Leasingraten und Lizenzen mit einem Hinzurechnungsfaktor von 25 % erfasst. 
Das ist zunächst ein großer Erfolg der Arbeit der gemeindlichen Spitzenverbände, der gar nicht hoch genug bewertet werden kann. Ich darf daran erinnern, dass in den letzten Monaten viele Modelle diskutiert wurden (z. B. Sachverständigenrat oder Stiftung Marktwirtschaft), die allesamt die Abschaffung der Gewerbesteuer vorsahen.

Auch nachdem diese Modelle von der Bundesregierung abgelehnt worden waren, war die Gefahr noch nicht gebannt.
Denn zwischendurch sah es in der Koalitionsarbeitgruppe danach aus, dass im Zuge einer einheitlichen Bemessungsgrundlage von Körperschaft- und Gewerbesteuer deren Realsteuercharakter abgeschafft werden sollte. 

Dies wäre eine schleichende Abschaffung der Gewerbesteuer gewesen. Denn für zwei parallele Gewinnsteuern hätte es auf Dauer keine Rechtfertigung mehr gegeben. Dafür hätten die Wirtschaftsverbände schon gesorgt.

Mir vereinten Kräften und massivem Druck haben Städte- und Gemeindebund und Städtetag dies abgewendet. Es bleibt also bei getrennten Bemessungsgrundlagen und dem Realsteuercharakter der Gewerbesteuer. 

Positiv ist auch die Zusage der Koalition, dass die Reform

für die Kommunen aufkommensneutral sein soll. D.h. die erwarteten Steuerausfälle von rd. 5 Mrd. Euro werden von Bund und Ländern getragen. So ist es zumindest beabsichtigt.

Soweit zu den positiven Nachrichten. 
Problematisch ist die Absicht der Koalition, die Messzahl bei der Gewerbesteuer von 5 % auf 3,5 % abzusenken. Dies hätte unmittelbare Mindereinnahmen von 6,3 Mrd. € zur Folge, ohne dass auch nur annähernd erkennbar wäre, wo der Ausgleich sein könnte. 
Das ist derzeit unser wichtigstes Problem. Denn aus kommunaler Sicht ist entscheidend, dass die Aufkommensneutralität für die Kommunen auch tatsächlich erreicht werden kann und zwar rechtzeitig. Hierfür müssen die notwendigen Gegenfinanzierungsmaßnahmen rechtzeitig verabschiedet und mit den Entlastungsmaßnahmen für die Unternehmen wirksam werden. 

Hier darf es keine Zeitverzögerungen geben.

Bislang gibt es noch keine Berechnungen, aus denen nachvollziehbar ersichtlich wäre, dass die gemeindlichen Steuermindereinnahmen vor allem bei der Gewerbesteuer zeitnah und vollständig ausgeglichen werden. 

Die Reform beinhaltet für die Kommunen deshalb noch viele Unbekannte.

Die Absenkung der Steuermesszahl auf 3,5 Prozentpunkte kann bei denjenigen Kommunen zu Verlusten führen, deren Unternehmen sich nicht überwiegend fremdfinanzieren und bei denen deshalb die Gegenfinanzierungsmaßnahmen nicht greifen. 

Auch macht es einen Unterschied, ob in einer Stadt überwiegend Kapitalgesellschaften oder Personengesellschaften ansässig sind. 

· Wie wirkt sich z. B. der Wegfall der Gewerbesteuer als Betriebsausgabe - dies gilt ja bekanntlich auch für die Gewerbesteuer selbst - auf das Aufkommen aus. 
· Gleiches gilt für die veränderten Hinzurechnungen.
· Unklar ist auch, inwieweit die von der Koalition angenommenen Selbstfinanzierungseffekte von über 3 Mrd. Euro auch tatsächlich eintreten.
Bevor all diese Fragen nicht zufrieden stellend geklärt sind, ist es für eine abschließende Bewertung zu früh. Deshalb müssen rasch nachvollziehbare Berechnungen vorgelegt werden.

Solange nicht feststeht, dass die Reform für die Kommunen tatsächlich finanzierungsneutral ist, solange können bestimmte Stellschrauben nicht endgültig festgedreht werden. Das gilt für die Absenkung der Gewerbesteuermesszahl genauso, wie für die Gewerbesteuerumlage. 

Eines lässt sich aber bereits zum jetzigen Zeitpunkt absehen: Selbst wenn die Reform für die Kommunen insgesamt aufkommensneutral sein sollte, so wird es dennoch Verwerfungen zwischen einzelnen Kommunen geben. Dies deshalb, weil Struktur und Zusammensetzung der Unternehmen vor Ort höchst unterschiedlich ist.

Die Möglichkeiten Verwerfungen im kommunalen Finanzausgleich aufzufangen, sind naturgemäß begrenzt. Viele Kommunen dürften gezwungen sein, verbleibende Steuerausfälle durch eine deutliche Anhebung des Hebesatzes zu kompensieren.
Eine Großbaustelle im Finanzbereich bleibt Hartz IV. Es geht um zwei Punkte:

Der erste Punkt betrifft die künftige Höhe der Beteiligung des Bundes an den Unterkunftskosten. Insoweit ist die Baustelle in den vergangenen Tagen geschlossen worden.

In den Verhandlungen zwischen Bund und Ländern wurde ein Betrag von 4,3 Mrd. Euro vereinbart. Die Kommunen hatten gemeinsam mit den Ländern 5,8 Mrd. Euro gefordert. Nur dann wäre die gesetzlich zugesicherte und politisch versprochene Gesamtentlastung von 2,5 Mrd. Euro eingetreten. 

Vor diesem Hintergrund kann ein Betrag von 4,3 Mrd. Euro nicht befriedigen, weil dadurch die Entlastung auf 1 Mrd. Euro zusammenschrumpft. Wie daraus auch noch der Ausbau der Krippenplätze finanziert werden soll, ist völlig schleierhaft.

Andererseits darf nicht vergessen werden, dass uns zwischenzeitlich noch ein wesentlich schlechteres Ergebnis drohte. Der Bundesfinanzminister hatte ursprünglich lediglich 2 Mrd. Euro in den Haushalt eingestellt. Dies wäre eine Katastrophe gewesen.

Wenn man das ursprüngliche Angebot des Bundes und die Forderung der Kommunen vergleicht und dann einen Mittelwert bildet, stellt man fest, dass das endgültige Ergebnis von 4,3 Mrd. Euro irgendwo bei diesem Wert liegt.

Mindestens ebenso wichtig wie die Höhe der Bundesbeteiligung ist aus unserer Sicht die Frage, wie diese Mittel zukünftig auf die einzelnen Länder verteilt werden. 
Zurzeit beteiligt sich der Bund an den Kosten der Unterkunft mit einer bestimmten Quote, gegenwärtig 29 %. Dieses quotale System führt zu erheblichen Verwerfungen zwischen den Ländern.

So werden die Kommunen in NRW derzeit nicht entlastet, sondern mit mehr als 80 Mio. € jährlich belastet. Gewinner sind in erster Linie die Stadtstaaten Berlin, Hamburg und Bremen sowie das Land Hessen.
Wir setzen uns deshalb seit langem gemeinsam mit der Landesregierung für ein neues, gerechteres Verteilungsmodell ein, den sog. Mehrbelastungsausgleich. Er beinhaltet ein zweistufiges Verfahren:

· In einer ersten Stufe erhalten zunächst alle Verliererländer einen vollständigen Ausgleich der Mehrbelastung durch Hartz IV. Jedes Land wird damit quasi „auf Null“ gestellt. 
· In einer zweiten Stufe erfolgt die Verteilung des Entlastungsbetrages. 

Dieses Modell hätte beispielsweise bei einer Bundesbeteiligung von 4,3 Mrd. Euro für die NRW-Kommunen Mehreinnahmen von rd. 210 Mio. Euro bedeutet. Auch der Ausgleich Ost, den die Kommunen mit 220 Mio. € jährlich finanzieren, wäre weggefallen. Insgesamt ein Plus von 430 Mio. €.

Die Fachminister der Länder hatten sich noch im August mit 10:6 für dieses Modell ausgesprochen.

Doch bei der letzten Verhandlungsrunde der Chefs der Staatskanzleien am 3. November ist dieses Modell wieder gekippt worden. Es soll bei dem Quotenmodell bleiben. Es hat zwar eine Sonderlösung in Form unterschiedlicher Quoten gegeben, allerdings nur für die Länder Rheinland-Pfalz (41,2 %) und Baden-Württemberg (35,2 %). Für die anderen Länder bleibt eine Quote von 31,2 %.

Bei einer quotalen Verteilung würden die Kommunen in NRW um 100 Mio. € statt um 430 Mio. € wie bei dem Mehrbelastungsausgleich entlastet. 

Dennoch ist dieses Ergebnis aus Sicht des kreisangehörigen Raumes nicht befriedigend. Das haben wir auch der Landesregierung schon mündlich und schriftlich mitgeteilt. Es geht weniger um die Höhe des Bundesanteils, da war wahrscheinlich mehr nicht drin. Insoweit ist der Landesregierung kein Vorwurf zu machen. 

Entscheidend ist die quotale Verteilung. Sie führt dazu, dass in NRW die Bundesmittel überwiegend in die Kassen der kreisfreien Großstädte fließen. Das ist deshalb nicht gerecht, weil diese aufgrund ihrer hohen Entlastung bei den Sozialhilfekosten trotz der Unterkunftskosten im Gesamtsaldo durch Harz IV erheblich entlastet werden. Gleichzeitig werden die Kreise wegen fehlender Entlastungseffekte belastet statt entlastet. Die Konsequenz: die Kreisumlage würde ansteigen.

Deshalb ist die Landesregierung verpflichtet, im Sinne des Gleichbehandlungsgrundsatzes weiterhin für einen Mehrbelastungsausgleich zu kämpfen, auch wenn sich die Ministerpräsidenten darauf verständigt haben, bei Hartz IV auch die Frage der Verteilung im Konsens zu lösen. 

Sollten sich die anderen Ländern hierzu nicht bereit erklären und damit ein solches Modell ausscheiden, kann das Land deswegen nicht die Hände in den Schoß legen und auf den Dissens verweisen. Das wäre zu einfach gedacht. Die Landesregierung kann sich nicht hinter etwas verstecken, was es gar nicht gibt.

Denn verfassungsrechtlich gibt es nur Finanzbeziehungen zwischen dem Bund und den Ländern. Die Kommunen sind staatsorganisationsrechtlich und finanzverfassungsrechtlich Bestandteile der Länder. Daran ändert auch § 46 SGB II nichts. 

Er normiert die in Abs. 5 garantierte Entlastung der kommunalen Ebene vielmehr ausdrücklich als Zahlung des Bundes an die Länder. Die Beteiligung des Bundes an den Kosten der Unterkunft ist nichts weiter als eine Rechengröße, an Hand derer die Höhe des Entlastungsbetrages des Bundes errechnet wird.

Der Bund hat demnach, so das Bundesverfassungsgericht, keine Möglichkeit, die Weiterleitung des Betrages an die Kommunen nach einem bestimmten Modell zu erzwingen. Es bleibt vielmehr den Ländern überlassen, den gesetzlichen Rahmen des Bundes so auszufüllen, wie es die Landesverfassung oder einfaches Gesetzesrecht vorsieht.

Im Klartext: das Land hat die Kompetenz, die Bundesmittel, 

aber auch seine Entlastungen beim Wohngeld, so zu verteilen, dass alle Kommunen durch Hartz IV einigermaßen gleich entlastet werden. 

Wir werden alles tun, damit das Land diese Kompetenz nutzt und gemeinsam mit den kommunalen Spitzenverbänden ein gerechtes Verteilungsmodell entwickelt. 
Soweit zum Thema Finanzen. 
Ein anderes, aber genauso wichtiges, weil politisch brisantes und finanzträchtiges Thema, ist das Thema Reform des Kindergartenwesens. 

Sie erinnern sich: Es gab erste Ansätze der Regierung, diese Reform nicht nur im Galopp, sondern auch im Alleingang und gegen den Willen der kommunalen Spitzenverbände und anderer Trägerverbände durchzusetzen. Diese Ansätze haben sich verflüchtigt.

Die dunklen Wolken haben sich verzogen, nicht zuletzt dank des Eingreifens des Ministerpräsidenten. Ihn konnten wir schnell von den Vorteilen eines konsensualen Weges auch für die Landesregierung überzeugen. 

Es gibt mittlerweile eine Vereinbarung zwischen der Regierung und allen Trägerverbänden sowie den kommunalen Spitzenverbänden, wonach diese Reform im Konsens 
· konzipiert und

· entschieden werden soll. 
Dabei geht Gründlichkeit vor Schnelligkeit. Das neue GTK soll deshalb frühestens am 01.01.2008 in Kraft treten. 

Der Ministerpräsident und der Finanzminister haben zudem mehrfach versichert, dass das Land bereit ist, mehr Geld zur Verfügung zu stellen, sollte sich herausstellen, dass die Demographiegewinne nicht ausreichen, um die vielen zusätzlichen Vorhaben im Kindergartenbereich (Sprachförderung, Schaffung von Krippenplätzen und Familienzentren…) zu finanzieren. Auch Demographiegewinne kann man nur einmal verfrühstücken.

Ich bin zuversichtlich, dass wir zwischen den beiden konkurrierenden Finanzierungsmodellen, 
· der Einzelplatzpauschale der Regierung und 
· der von den kommunalen Spitzenverbänden entwickelten Gruppenpauschale 
einen tragfähigen Kompromiss finden werden, der die finanziellen Risiken und Lasten gerecht verteilt. Hierzu finden derzeit intensive Gespräche statt, die von Kienbaum moderiert werden. Der Abschluss ist für Mitte Dezember vorgesehen.

Auch im Umweltbereich gibt es Positives zu berichten.

Die geplanten Reformen des Landschaftsgesetzes und des Landeswassergesetzes liegen ganz auf unserer Linie.

Eine weitere Dauerbaustelle ist auch die Verwaltungsstrukturreform.
Die erste Sitzung im speziell hierzu eingerichteten Verwaltungsbeirat hat stattgefunden. Die Regierung ist bestrebt, diese Mammutreform im Konsens mit den im Landtag vertretenden Parteien und den kommunalen Spitzenverbänden durchzuführen.

Ob diese Bereitschaft auch dann noch gilt, wenn es ums Geld geht, bleibt abzuwarten. 
Wir begleiten diese Reform derzeit jedenfalls konstruktiv und mit großem Engagement, weil wir überzeugt sind von deren Notwendigkeit. Nur durch den Abbau von Aufgaben auf allen Ebenen und eine Beschränkung aller staatlichen Ebenen auf den Kernbereich haben wir eine Chance, unsere Haushalte in den Griff zu bekommen. 

Deshalb begrüßen wir die Absicht der Landesregierung, sämtliche Sonderbehörden vor allem im Bereich des Umweltministeriums vorübergehend in die Bezirksregierungen einzugliedern. Das stärkt deren Bündelungsfunktion und schafft personelle Einspareffekte in den Overhead-Bereichen.

Zwischenzeitlich wird geprüft – in diesem Stadium befinden wir uns zurzeit – ob Aufgaben und Behörden abgeschafft, privatisiert oder kommunalisiert werden können.

Auch wir sind natürlich dafür, staatliche Aufgaben auf die kommunale Ebene zu übertragen, wenn

· fachliche Gründe dafür sprechen und

· sie dort zumindest gleich gut und billiger erledigt werden können.

Beide Voraussetzungen müssen kumulativ erfüllt sein, auch im Interesse des Landes. Ich kann mir nicht vorstellen, dass das Land bereit ist, für eine Aufgabe mehr Geld auszugeben, nur damit sie kommunal erledigt werden kann.

Dass bei einer Kommunalisierung das Prinzip der Konnexität strikt eingehalten werden muss, versteht sich von selbst. Hier können wir keinerlei Kompromisse eingehen. 

Wir werden auch auf nichts verzichten, was unsere Verfassung und Gesetze diesbezüglich an Sicherheiten gewähren. Zur Not würden wir auch den Weg zum Verfassungsgerichtshof beschreiten. Das weiß das Land. 

Es gibt nämlich keine Aufgaben, die sich von alleine finanzieren.

Deshalb hat uns der Innenminister vor kurzem zugesichert, dass er erst dann ins Kabinett gehen wird, wenn er sich zuvor mit den kommunalen Spitzenverbänden 

· über die neue Aufgabenzuordnung und 

· über die Kostenerstattung geeinigt hat. 

Das gilt auch für die Aufgaben, die auf die beiden Landschaftsverbänden übertragen werden sollen.

Derzeit werden in vielen Arbeitsgruppen und Unterarbeitsgruppen zwei Bereiche intensiv diskutiert: der Umweltbereich und die Versorgungsverwaltung. Kostenberechnungen gibt es noch nicht.

Bei der Reform der Versorgungsverwaltung gibt es einen ersten Kabinettsbeschluss, der mögliche künftige Aufgabenträger benennt. 

Umstritten ist lediglich die Zuordnung des Schwerbehindertenrechts. Während das Land die Kreise und kreisfreien Städte favorisiert, möchten wir als weitere Option auch die Landschaftsverbände mit einbeziehen.

Auch die Reform der Gemeindeordnung könnte, wie die Reform der Verwaltungsstruktur, im Wesentlichen im Konsens durchgeführt werden. Wie auf der letzten AG-Sitzung berichtet, läuft vieles in unsere Richtung.
Die für uns wichtigen Punkte,

· wie die Senkung der Schwellenwerte und 

· die Änderungen des GKG (Flexibilisierung der interkommunalen Zusammenarbeit) sind nicht streitbehaftet. 

Dennoch gibt es immer noch keinen Kabinettsbeschluss. 
Der Landesparteitag der CDU hatte die CDU-Landtagsfraktion gebeten, noch einmal mit den Liberalen zu reden und nach einer "besseren Lösung" suchen. Die Gespräche dauern an.

Noch hält die FDP an der Entkoppelung fest. 

Entsprechendes hatte der Koaltionsausschuss bereits vor Monaten beschlossen. Wenn die Liberalen bei ihrer Position bleiben -vieles spricht dafür - dann könnte ein Kompromiss so aussehen, dass 2009 Bürgermeister und Rat noch einmal gemeinsam gewählt werden, die Bürgermeister jedoch auf 8 Jahre. Die Abkoppelung würde dann erst bei der übernächsten Wahl stattfinden.

Beim Thema Reform des Sparkassengesetzes wird die Baustelle zurzeit eingerichtet. Das Gesetz soll in 2007 novelliert werden. Ein erster Referentenentwurf ist für Januar geplant. 

Ziel ist es 

· die Marktchancen der Sparkassen zu verbessern, 

· und den Verbund mit der WestLB zum Nutzen aller Beteiligten zu stärken.

Hierzu haben die beiden Sparkassenverbände und die drei kommunalen Spitzenverbände dem Finanzminister Anfang Juni gemeinsame Änderungsvorschläge unterbreitet. Diese werden derzeit mit der Landesregierung intensiv diskutiert. Die vielen Gespräche zeigen: bis auf wenige Punkte gibt es eine weitgehende Übereinstimmung. 

Die bisherigen Sparkassenprinzipien wie
· öffentlich-rechtlicher Auftrag, 
· Regionalprinzip und

· öffentlich-rechtlicher Rechtsform 
werden nicht angetastet. 
Es wird also keine Privatisierungsmöglichkeit geben. 
Besonders wichtig: die Ausschüttungsregelung wird verändert. Der bisherige „Ausschüttungsverhinderungsparagraph“ wird durch einen einfachen Satz ersetzt. Eine Anrechnung der wesentlich höheren Ausschüttungsbeträge im GFG oder in sonstigen Gesetzen wird es nicht geben. 

Umstritten ist die Frage, ob man im Sparkassengesetz die Möglichkeit schaffen soll, dass Kommunen in ihren Sparkassen Stammkapital einführen können. Die Veräußerbarkeit möchte man dabei ausschließen. 

Die fünf genannten Verbände haben hierzu eine klare Position: Eine solche Regelung wäre nach unserer Überzeugung ein Einstieg in den Ausstieg aus dem öffentlich-rechtlichen Sparkassenwesen.
Art. 295 EG der EU-Verfassung überlässt es den Mitgliedstaaten, frei darüber zu entscheiden, ob sie ein Unternehmen privatrechtlich oder öffentlich-rechtlich organisieren. 

Wenn sich der Gesetzgeber ausgehend hiervon für die öffentlich-rechtliche Rechtsform der Anstalt entscheidet, dann auch gegen Stammkapital. Denn Stammkapital ist ein Begriff aus dem privaten Gesellschaftsrecht und dem Anstaltsrecht fremd. 
Auch wenn man stattdessen von Trägerkapital spricht, ändert sich nichts an der vorgenannten Beurteilung. 

Entweder private Rechtsform, dann mit Stammkapital, oder öffentlich-rechtliche Rechtsform, dann ohne Stammkapital. Aber beides – Stammkapital und öffentlich-rechtliche Rechtsform – ist europarechtlich nicht erforderlich.

Es sei denn, man will über die Handelbarkeit von Stammkapital die Grundlagen für eine Privatisierung der Sparkassen legen, nur eben verdeckt. Diese Absicht kann man der Landesregierung nun nicht unterstellen. Denn sie will ja die Handelbarkeit von Stammkapital untersagen. 

Aber gerade dann gibt es keine Gründe für seine Einführung. 

Die Einführung auch von nicht-fungiblem Stammkapital könnte gegen die im EG-Vertrag geregelte Kapitalverkehrsfreiheit (Art. 56 EGV)verstoßen. Ich bin sicher, dass private Wettbewerber eine erneute Auseinandersetzung in Brüssel unter diesem EU-rechtlichen Aspekt suchen werden. 

Die Einführung ist auch nicht erforderlich, um die kommunale Anbindung zu stärken. Diese Anbindung ist bereits durch die weitgehende Ausschüttungsregelung und die Klarstellungen bei der kommunalen Trägerschaft gegeben.

Das Gleiche gilt für die Herstellung von Transparenz gegenüber dem Träger. Der Ausweis von Stammkapital würde insoweit nicht zu einer Verdeutlichung der wirtschaftlichen Lage einer Sparkasse beitragen. Denn für diese ist nicht Stammkapital maßgebend, sondern u. a. die Höhe des Eigenkapitals. 

Sollte der Finanzminister im Sinne von mehr Transparenz die Pflicht der Sparkassenvorstände verstehen, sowohl gegenüber den Gremien der Sparkasse als auch gegenüber dem Gemeinderat, die wirtschaftliche Situation der Sparkasse verständlich und nachvollziehbar darzustellen, so würden wir Herrn Linssen nachdrücklich unterstützen. 

Es kann nicht sein, dass immer noch Sparkassenvorstände mit unverständlichen Vorlagen zur Ertragskraft ihrer Sparkasse den Verwaltungsrat mehr verwirren als informieren. 

Aber auch dieses Ziel lässt sich problemlos durch entsprechende Regelungen in den Allgemeinen Verwaltungsvorschriften erreichen.

Wir sind auch der Ansicht, dass die ausschließlich gemeinnützige Verwendung der ausgeschütteten Beträge durch den Träger beibehalten werden sollte. Dies ist ein weiterer Streitpunkt.
Die gemeinnützige Verwendung ausgeschütteter Beträge ist ein typisches Merkmal öffentlich-rechtlicher Sparkassen. Entsprechende Regelungen gibt es in nahezu allen Sparkassengesetzen. Der öffentliche Auftrag der Sparkassen und die gemeinnützige Verwendung der Ausschüttung sind die beiden Seiten einer Medaille. Beide Elemente zusammen sind Ausdruck des bürgerschaftlichen Engagements der kommunalen Sparkassen und ihrer Mitverantwortung für die regionale Entwicklung. 
Dass der Verbund Sparkassen – WestLB gestärkt werden muss, ist unstreitig und im Übrigen auch im Interesse der Sparkassen und deren Eigentümern, den Kommunen. Schließlich haben wir über die Sparkassenverbände die Mehrheit an der WestLB.

Im Gutachten der beiden Sparkassenverbände zur „Modernisierung des Sparkassenrechts in NRW“ wird zur Weiterentwicklung des S-Verbundmodells NRW die Einrichtung einer S-Verbund-Clearing-Gesellschaft vorgeschlagen. In dieser Gesellschaft sollen 
· ein gemeinsames Risikomonitoring,

· eine Stelle zur Schaffung von Evidenz,

· ein Verbundbeirat und 

· eine Verbundrechnungslegung

verankert werden.

All diese Maßnahmen dienen 
· der deutlichen Stärkung des Verbunds aus WestLB und Sparkassen, 
· damit auch einer nachhaltigen Ratingverbesserung der WestLB, 
· und insgesamt der Stärkung des Finanzplatzes Nordrhein-Westfalen.

Die Einzelheiten werden derzeit erarbeitet.

Eines wird es aber nicht geben: eine direkte oder indirekte vertikale Integration der Sparkassen in die WestLB. Wir werden die dezentrale Verantwortung der Sparkassen niemals aufgeben. Das unterscheidet uns von Hessen.

Mitte Dezember wird der Finanzminister ein gemeinsames Schreiben der 5 Verbände bekommen, indem wir noch einmal unsere Vorstellungen zu den strittigen Punkten und zum S-Verbundmodell vortragen.
